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Offener Brief: Menschenrechte wahren - Versprechen halten! Nehmt die Schutzsuchenden 
aus Afghanistan mit Aufnahmezusage endlich auf! 
 
Zum Internationalen Tag der Menschenrechte (10. Dezember) fordern mehr als 250 
deutsche Organisationen von der Bundesregierung, ihr Versprechen einzulösen und die 
Aufnahme gefährdeter Menschen aus Afghanistan zu gewährleisten. 
 
„Die Zeit drängt. Es zählt buchstäblich jeder Tag. Tun Sie jetzt alles in Ihrer macht Stehende, 
um die Afghaninnen und Afghanen mit Aufnahmezusage bis Jahresende nach Deutschland 
zu holen“, heißt es in dem Offenen Brief, der namentlich an die Bundesminister Alexander 
Dobrindt und Johann Wadephul gerichtet ist.  Auch der Verband binationaler Familien und 
Partnerschaften hat diesen Brief unterzeichnet.  
 
Noch immer warten rund 1.800 verfolgte Menschen darauf, sich und ihre Familien nach 
Deutschland in Sicherheit bringen zu können. Über 70 Prozent der Wartenden sind Frauen 
und Kinder. Die pakistanische Regierung droht ihnen mit der Abschiebung nach Afghanistan, 
wenn sie nicht bis Ende Dezember das Land verlassen. 
 
„Die menschenrechtlichen Verpflichtungen unseres Landes dürfen kein Lippenbekenntnis 
sein – das schulden wir jenen, die für Deutschland gearbeitet oder die sich auf uns verlassen 
haben. Vertrauen ist unsere stärkste Währung. Wer Vertrauen verspielt, handelt gegen 
Deutschlands Interessen,“ heißt es in dem Offenen Brief weiter.  
 
Um die Menschen vor Tod und Verfolgung zu schützen, fordern die 250 Organisationen: 
 

1. Sofortige Evakuierungen: Für alle Menschen mit Aufnahmezusage ist die sofortige, 
unbürokratische Ausreise vor Jahresende einzuleiten.  

 
2. Einen schnellen Abschluss der Verfahren ohne weitere Verzögerung: Die 

Sicherheitsüberprüfungen und Visaverfahren müssen schnellstmöglich für alle 
Aufnahmeprogramme – inklusive Menschenrechtsliste und Überbrückungsprogramm 
– abgeschlossen werden. 

 
 

https://dserver.bundestag.de/btp/21/21046.pdf


 

 

 

 

 

 

 

3. Sicherheit vor Abschiebungen nach Afghanistan: Die Bundesregierung muss im 
Gespräch mit der pakistanischen Regierung alle Möglichkeiten nutzen, um weitere 
Abschiebungen der Betroffenen nach Afghanistan zu verhindern und eine sichere 
Unterbringung bis zum Abschluss der Verfahren zu gewährleisten. 

Den ganzen offenen Brief finden Sie hier im Wortlaut. 
 
 
 
 
Hintergrund:  
Derzeit befinden sich in Pakistan rund 1.800 afghanische Staatsangehörige, die eine 
Aufnahmezusagen aus den vier verschiedenen deutschen Aufnahmeprogrammen haben – 
Bundesaufnahmeprogramm (§ 23 Absatz 2 AufenthG), Ortskräfteverfahren (§ 22 Satz 2 
AufenthG), Menschenrechtsliste (§ 22 Satz 2 AufenthG) und Überbrückungsprogramm (§ 22 
Satz 2 AufenthG). Circa 250 von ihnen wurden im August 2025 bereits nach Afghanistan 
abgeschoben und warten in einem Safehouse auf die Fortsetzung ihrer Verfahren. Während 
die Bundesregierung angekündigt hat, die Verfahren für Personen im 
Bundesaufnahmeprogramm und im Ortskräfteverfahren weiterzuführen, sind die Verfahren 
der Menschenrechtsliste und im Überbrückungsprogramm weiterhin ausgesetzt.  
 
 
Kontakt für Rückfragen und weitere Informationen:  
Dr. Carmen Colinas, Referentin Öffentlichkeit & Kommunikation Tel.: 069 / 713756 -21,  
Mail: colinas@verband-binationaler.de 
 

https://www.verband-binationaler.de/fileadmin/2025PDF/Offener_Brief_-_Aufnahmen_Afghanistan_-_Menschenrechte_wahren_-_Versprechen_halten_.pdf

